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    1 Einleitung


     


    Fragestellung


     


    Die Frage des organisierten Rechtsextremismus ist, besonders im Zusammenhang mit den Wahlerfolgen der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD) im September 2004 mit 9,2% in Sachsen und im September 2006 mit 7,3% in Mecklenburg-Vorpommern, verstärkt in den Vordergrund gerückt worden. Meist wird als Abwehrreaktion gegen zukünftige Erfolge der Rechtsextremen die Stärkung der Zivilgesellschaft als Allheilmittel propagiert. „Gleichzeitig“, so Frau Gudrun Heinrich, „findet ein Diskurs über Erscheinungs­formen und Wirkungsweisen dieser Zivilgesellschaft nur selten statt. Einig ist man sich jedoch häufig in der Beschreibung, nach der zivilgesellschaftliche Strukturen und bürgerschaftliches Engagement vor allem in den neuen Ländern schwach seien und damit eine Gegenwehr gegen rechtsextreme Umtriebe fehle.“[1] Im Gegenzug ging der Journalist und jahrelange Redakteur der „Zeit“, Toralf Staud, in seinem 2005 erschienen Werk „Moderne Nazis – Die neuen Rechten und der Aufstieg der NPD“ von einer „Faschisierung der ostdeutschen Provinzen“[2], vornehmlich durch die NPD, aus. Staud beschrieb hierbei den Versuch der Rechten, in der Tradition Antonio Gramscis, die gesellschaftliche Hegemonie zu erreichen, so dass Anfang 2006 der Begriff der „Gesellschaftlichen Rechten“ als neue Bezeichnung für die aktuelle Strategie der politischen Rechten in den Diskurs eingebracht wurde.[3]


     


    Lothar Probst verwies in seinem Vortrag, gehalten am 10. Januar 2005 an der Universität Rostock, in der Traditionslinie des Verständnisses der Zivilgesellschaft von Ralf Dahrendorf darauf, dass Bürgergesellschaft ein schöpferisches Chaos, eine Vielfalt von sich überlappenden Assoziationen sei, von denen jede ihre eigene Existenzgrundlage, sowie Geschichte und Form der Mitgliedschaft besitzt. Wichtig in dem Verständnis Dahrendorfs war neben der ide­ellen Vielfalt des Angebotes das sinnstiftende, gemeinschaftsfördernde Element, welches von den Initiativen ausgehen würde.[4] Als zweites wichtiges Element bezeichnete Dahrendorf die Autonomie; „Autonomie verstanden als Unabhängigkeit vom politischen Machtzentrum, sprich dem Staat. Allerdings bedeutet diese Autonomie nicht, dass die Zivilgesellschaft ein Gegenprojekt zum Staat ist. Im Gegenteil: Sie ist auf vielfältige Art und Weise auf die Unterstützung des Staates angewiesen“[5], so Probst.


     


    Dahrendorf beschreibt hier im Grunde nichts anderes, als „die Grundzüge einer lebendigen demokratischen Gesellschaft, in der Bürger aktiv am politischen Geschehen teilnehmen.“[6] Oft wird zivilgesellschaftliches Engagement gerade dann gefordert, wenn sich der Staat, beispielsweise aus finanziellen Gründen, aus sozialen Bereichen zurückzieht. Weiter Probst: „Nur dort, wo bürgerschaftliches Engagement in lokalen Zusammenhängen verwurzelt ist und von Akteuren vor Ort aktiv getragen wird, entstehen Qualität und Nachhaltigkeit.“[7] Dahrendorf fragte ganz konkret: „Welche sozialen Bindungen stützen politische und wirtschaftliche Freiheit, statt sie zu zerstören? Lassen solche Bindungen sich in der modernen Welt finden – gar schaffen –, und wenn ja, wo und wie?“[8] Oder anders gefragt: „Wie kann eine moderne Gesellschaft Bindungen stiften, die kräftig genug sind, um ein Zuhause zu schaffen [...]?“[9] Dann muss jedoch auch gefragt werden, was dieses Zuhause darstellt und wie es sich zusammensetzt?


     


    Im Gegenzug stellte die NPD in den neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts ihre „Drei-Säulen-Strategie“ auf – den Kampf um die Straße, den Kampf um die Köpfe, den Kampf um die Wähler.[10] Durch dieses Konzept, so argumentierte Marc Brandstetter, „erlangte die Partei ihre Kampffähigkeit zurück.“[11] In diesem Zusammenhang der neuen Strategie war die Forderung, sich zu dezentralisieren, inbegriffen. Konkret bedeutete dies, dass die NPD den Aufbau unabhängiger Strukturen befürwortete und zum Teil auch praktisch unterstützte. Die Nationaldemokraten versprachen sich hiervon zweierlei, erstens ermöglichte dies Kräfte aufzubauen, zu stärken und gegebenenfalls zu einem als notwendig erachteten Zeitpunkt zur eigenen Stärkung zu nutzen und zwar speziell solche Kräfte, die selbst eine feste (Parteien-) Organisation aus den unterschiedlichsten Gründen ablehnten – „die NPD schafft sich ein schlummerndes Potential. Sie schafft sich Sympathisanten, die es nur noch zu aktivieren gilt.“[12] – und zweitens verhinderte diese Dezentralisierung größere staatliche Überwachungs­maßnahmen, da die „Freien Kräfte“ nicht greifbar waren; die NPD schaffte sich hiermit ein Potential und band dieses auch (lose) an sich – die NPD wurde damit zu einem „nationalen Netzwerk“ in Deutschland; Staud fand hierfür die Aussage: „Die NPD ist die älteste rechtse­xtremistische Partei Deutschlands, aber sie ist auch die modernste.“[13]


     


    Die Frage, die im folgenden bearbeitet werden soll ist die, ob die politische Rechte, in Form der Gesellschaftlichen Rechten, besonders am Beispiel der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands, den Versuch unternimmt, erstens die gesellschaftliche Hegemonie nach dem Konzept Antonio Gramscis zu erobern, somit die Erreichung der gesellschaftlichen Hegemonie der der politischen Machtergreifung vorausgeht, und zweitens, ob dieses Ziel über den Aufbau einer Zivilgesellschaft versucht wird? Daran schließt sich die Frage an, ob es möglich ist eine antidemokratische Zivilgesellschaft aufzubauen; ob somit vermeintlich (basis-) demokratische Elemente bewusst gegen die Demokratie genutzt werden können.
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